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FEıne notwendige pannung
Das „Kırchenasyl“, dıe Girundrechte un dıe Demokratıe

Der Streıt U das Kirchenasyl, WIeE derzeıit In der Bundesrepubl-t a  N Wird,
LST ein beispielhafter Konflikt IM Verhältnis Vo  _ Grundrechten einerselits und Demokra-
fLie andererseılts. Diese ese entfaltet der Augsburger Politologe Hans-Otto Mühleisen
IM folgenden Beıtrag. Ein olcher Konflikt LST für iIhn eiIne notwendige Auseinanderset-
ZUMHS, die UFC: ihre nhalte WIeE HRE ihren {17l dem politischen S ystem und seinen Trä-
SEHN wichtiges Orientierungswissen iefert.

chen In dıe Polıtik VO der eınen Seıte., das ec und dıe„Das kırchliche Asylrecht, ursprünglıch allgemeın ANC1I-

kannt,...von den Bıschöfen entschıeden verte1digt, ward 1m Pflicht der Kırchen Z Engagement In Fragen der rund-
aufTtfe der Zeıt und be]l fortschreıtender Entwicklung der WOZU auch dıe Bewahrung des Friedens und der
Staatsıdee und Staatsgewalt vieliac. unbequem eiIiunden Schöpfung ogehörten, VOIN der anderen. Da el Seıten da-
und ekämpfit“ Joseph Hergenröther, Katholısche Kırche be1l VO  en denselben Gegenständen sprechen, S1e jedoch auf

verschliedenen Ebenen der Konkretion verhandeln undund chrıistlicher Staat In ıhrer geschichtlichen Entwicklung
und In Beziehung auf dıe Fragen der Gegenwart, reiburg auch unterschiedlichen Konflıktmustern kommen, wırd

e1 nıcht bedacht 1ıne nNaC  altıge, dıe eigentlichen Kon-IKSUZ 5 Diıese Feststellung AUS dem Jahr 1872, also AUS

der Zeıt des schärfer werdenden Kulturkampfs, Trhıelt eiıne jedoch 1L1UT überdeckende Irennlinıe hatte schon ıIn der
eıgene, HEUES Aktualıtät, als Bıschof arl Lehmann 1mM Maı Grundwertediskussion der /0er ne Helmut Schmidt SCZO-
dieses Jahres feststellte, CS könne „„durchaus se1N, daß eın SCcHh ADer Staat hat dıe Grundrechte der Menschen
Chriıst, seinem (jewıssen folgend, in Konflıkt gera miıt StTaal- wahren....Wo CS aber dıe (Grundwerte wahren oılt,THEMEN UND MEINUNGEN  Eine notwendige Spannung  Das „Kirchenasyl‘“, die Grundrechte und die Demokratie  Der Streit um das Kirchenasyl, wie er derzeit in der Bundesrepublik ausgetragen wird,  ist ein beispielhafter Konflikt im Verhältnis von Grundrechten einerseits und Demokra-  tie andererseits. Diese These entfaltet der Augsburger Politologe Hans-Otto Mühleisen  im folgenden Beitrag. Ein solcher Konflikt ist für ihn eine notwendige Auseinanderset-  zung, die durch ihre Inhalte wie durch ihren Stil dem politischen System und seinen Trä-  gern wichtiges Orientierungswissen liefert.  chen in die Politik von der einen Seite, das Recht und die  „Das kirchliche Asylrecht, ursprünglich allgemein aner-  kannt, ...von den Bischöfen entschieden verteidigt, ward im  Pflicht der Kirchen zum Engagement in Fragen der Grund-  Laufe der Zeit und bei fortschreitender Entwicklung der  werte, wozu auch die Bewahrung des Friedens und der  Staatsidee und Staatsgewalt vielfach unbequem befunden  Schöpfung gehörten, von der anderen. Daß beide Seiten da-  und bekämpft“ (Joseph Hergenröther, Katholische Kirche  bei von denselben Gegenständen sprechen, sie jedoch auf  verschiedenen Ebenen der Konkretion verhandeln und so  und christlicher Staat in ihrer geschichtlichen Entwicklung  und in Beziehung auf die Fragen der Gegenwart, Freiburg  auch zu unterschiedlichen Konfliktmustern kommen, wird  dabei nicht bedacht. Eine nachhaltige, die eigentlichen Kon-  1872, S. 537). Diese Feststellung aus dem Jahr 1872, also aus  der Zeit des schärfer werdenden Kulturkampfs, erhielt eine  flikte jedoch nur überdeckende Trennlinie hatte schon in der  eigene, neue Aktualität, als Bischof Karl Lehmann im Mai  Grundwertediskussion der 70er Jahre Helmut Schmidt gezo-  dieses Jahres feststellte, es könne „durchaus sein, daß ein  gen: „Der Staat... hat die Grundrechte der Menschen zu  Christ, seinem Gewissen folgend, in Konflikt gerät mit staat-  wahren. ...Wo es aber die Grundwerte zu wahren gilt, ... ist  lichen Regelungen und Flüchtlinge bei sich beherbergt“  dies Sache der Kirche“ (vgl. ders., Ethos und Recht in Staat  (SPIEGEL, 16. 5.94). Und Bischof Franz Kamphaus bekräf-  und Gesellschaft, in: Günter Gorschenek (Hg.), Grundwerte  in Staat und Gesellschaft, München 3/1978, S. 26). So wurde  tigte: „Kirchenasyl ist ein Zeichen dafür, daß bei aller Gel-  tung der staatlichen Rechtsordnung auch das Recht des  je nach Blickwinkel und Interesse das sog. „Kirchenasyl“  Gewissens gilt“ (WamS, 23. 5.94). Innenminister Manfred  denn auch eher moralisch („Besser als daß die Menschlich-  Kanther hielt dagegen, daß die Durchsetzung von Recht und  keit unter die Räder kommt“) oder eher unter rechtsstaatli-  Gesetz gegenüber jedermann gelte. Er forderte die Kirchen  chen Gesichtspunkten („Auch die Kirche ist kein rechtsfrei-  auf, „anzuerkennen, daß es kein Kirchenasyl gibt im Sinne  er Raum“) traktiert. Selbst das: Beamtenrecht („Konflikte  der Unmöglichmachung von Abschiebung“.  zwischen Diensteid und Kirchenmoral“) kam ins Spiel.  Vorab zur Klarstellung: ein Kirchenasyl im traditionellen  Kirchenasyl im traditionellen Sinn kann es im  Sinn des Eingriffs in das Strafrecht, d. h. des Rechts, straffäl-  Rechtsstaat nicht geben  lig Gewordene der Justiz zu entziehen, kann es in einem  Rechtsstaat mit Strafmonopol nicht geben. Darum geht es je-  doch bei der zeitweiligen Aufnahme von - nicht straffälligen  Aufgeschreckt über die Resonanz, über mögliche Weiterun-  — Asylsuchenden in Kirchengemeinden nicht. Hier soll im  gen und die Wirkung auf die Öffentlichkeit (im Wahljahr!),  wenn „christliche Politiker“ Kirchen durch Polizei räumen  folgenden die These vorgestellt werden, daß es sich bei dem  Streit um das „Kirchenasyl‘“ um einen beispielhaften Kon-  ließen, rief der Innenminister dazu auf, „diese Eskalation  nicht fortzusetzen‘“. Eben darum bemühten sich mit nachge-  flikt auf der widersprüchlichen Seite des Verhältnisses von  Grundrechten und Demokratie handelt, die z. B. auch bei  schobenen Erläuterungen redlich und rasch die Kirchenlei-  tungen: „Aussagen erheblich verkürzt“, „kein Aufruf zum  Fragen des Demonstrationsrechts tangiert wird. Zu dieser  These gehört, daß ein solcher Konflikt weder im einen oder  Kirchenasyl‘“, „kein rechtsfreier Raum Kirche“ (Bad. Zei-  anderen Sinn lösbar, noch durch einen Mittelweg als Kom-  tung, 17. 5. 94). Dennoch, ein Hauch von Kulturkampf war in  diesen Pfingsttagen zu spüren, wenn Bischof Kamphaus  promiß beilegbar wäre. Im Gegenteil: Es handelt sich um ei-  ne notwendige Auseinandersetzung, die über ihre Inhalte —  mahnte: „Christliche Gemeinden, die sich in begründeten  Einzelfällen vor Menschen stellen, die abgeschoben werden  aber auch über den Stil - dem politischen System und dessen  Trägern notwendiges Orientierungswissen liefert.  sollen, sind nicht von allen guten Geistern verlassen. ... Mit  Pfingsten ist nicht zu spaßen. Es sitzt viel drin in diesem Fest,  Wenn die beiden skizzierten Positionen, die Höherrangig-  die ganze Dynamik des völkerverbindenden Gottes.“  keit des individuellen Gewissens gegenüber dem Staat einer-  (Zu) schnell waren auch bekannte Deutungen des Konflikts  seits und der Anspruch auf absolute Respektierung demo-  zur Hand: die - wie bei den Streitfällen Natodoppelbeschluß  kratisch zustande gekommener Rechtssetzung und Rechts-  oder Kernenergie — unangemessene Einmischung der Kir-  anwendung andererseits, ihre je eigene, theologische bzw.  350 1K 7/1994ist
lıchen Regelungen und Flüchtlinge be1l sıch beherbergt“ dies acC der Kırche“ (vgl ders., OS und eCc 1n Staat
( 94) Und Bıschof Franz amphaus bekräf- und Gesellschaft, In (jünter Gorschenek He.) Grundwerte

In Staat und Gesellschaft, München 3/1978, 26) So wurdetıgte: „Kırchenasyl ist eın Zeichen A daß be1l er Gel-
(ung der staatlıchen Rechtsordnung auch das ec des Je nach Blıckwinke und Interesse das SO „Kıirchenasyl”
(jew1lssens lt“ WamsSs, 28 5794). Innenminıiıster Manfred denn auch eher moralısch („Besser als daß dıe Menschlıch-
Kanther 1e dagegen, da dıe Durchsetzung VO eCc und keıt dıe er kommt‘‘) oder eher rechtsstaatlı-
(jesetz gegenüber jedermann gelte Er forderte dıe Kırchen chen esichtspunkten „  ucC dıe Kırche ıst keın rechtsfre1-
auf, „anzuerkennen, da keın Kırchenasyl o1bt 1m Sinne C! aum  e“ traktıert. Selbst das Beamtenrecht („Konflıkte
der Unmögliıchmachung VO  = Abschiebung“. zwıischen Dienste1i1d und Kirchenmoral‘“‘) kam 1INs pıe

ora ZUT Klarstellung: eın Kırchenasyl 1mM tradıtionellen
Kırchenasyl 1m tradıtionellen Inn annn CS 1m Sınn des Eıngriffs In das Strafrecht, des Rechts, straffäl-
Rechtsstaat N1IC geben lıg (jewordene der Justiz entziıehen. kann In einem

Rechtsstaat mıt Strafimonopol nicht geben. Darum geht 6S Je-
doch be]l der zeıtweılıgen uiInahme VO nıcht straffälliıgenAufgeschreckt über dıe Resonanz, über möglıche Weıterun- Asylsuchenden In Kırchengemeinden nıcht Hıer soll 1Im

SCH und dıe Wırkung auf dıe Offentlichkeit (im Wahljahr!),
WCI11 „chrıstlıche Politıker Kırchen Urc Polızel raumen folgenden dıe ese vorgestellt werden, daß D sıch be1l dem

Streıt das „Kırchenasyl“ einen beıspielhaften Kon-heßen, rıef der Innenminiıster dazu auf, „dıese Eskalatıon
nıcht fortzusetzen  .. Eben darum bemühten sıch mıt nachge- {lıkt auf der wıdersprüchlichen Seıite des Verhältnisses VO

Grundrechten und Demokratıie andelt, dıe auch be1l
schobenen Erläuterungen edlich und rasch dıe Kırchenle1i-
Lungen: „Aussagen erheblich VELrKÜGZES! „keın Aufruf ZU Fragen des Demonstrationsrechts tangıert WITd. 7u dieser

ese gehört, daß eın olcher Konflıkt weder 1m eınen oderKırchenasyl“, „keın rechtsfreıier Raum Kırche“ (Bad e anderen Sınn lösbar, noch WL eınen Miıttelweg als Kom:-
tung, 94) Dennoch, eın aucCc VO Kulturkampf{f Wäal In
diıesen Pfingsttagen spüren, WENN Bıschof amphaus promı1ß beiılegbar ware Im Gegenteıil: Es handelt sıch e1-

notwendige Auseinandersetzung, dıe über ıhre nhaltemahnte: Yıstlıche Gemeınden, dıe sıch In begründeten
Eınzelfällen VOI Menschen stellen, dıe abgeschoben werden aber auch über den 111 dem politischen System und dessen

Irägern notwendiges Orientierungswiıssen 1lefertsollen, SsSınd nıcht VO en Gelstern verlassen. <  1ıt
Pfingsten ist nıcht spaßen. Es sıtzt viel drın In dıiıesem Fest, Wenn dıe beıden sk1izzıierten Posıtionen, dıe Höherrang1g-
dıe Dynamık des völkerverbindenden es keıt des indıvıduellen (jew1ssens gegenüber dem aa eıner-
Zu) chnell auch bekannte Deutungen des on seı1ts und der Nspruc auft absolute Respektierung demo-
ZUT and dıe W1e be1l den Streıitfällen Natodoppelbeschluß kratısch zustande gekommener Rechtssetzung und Rechts-
oder Kernenergı1e UNANSCHMCSSCHNC Eınmischung der IC anwendung andererseıts, ihre Je eıgene, theologische DZW
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rechtssystematıische Stimmigkeıt aben, wırd INan den Kırchenrecht. Der aKTuelle Streıt ırd demnach auch gefÖT-
Konflıkt auch nıcht nach mehr oder weniıger Rıchtigkeıit hın dert, WL der Staat für sıch beansprucht, dıe (Grenzen der
auflösen können. Er wird vielmehr „Nnormaler“ Bestandte1 ufgaben kırchlicher Autorıtät festzulegen.
elıner Polıtık, deren Aufgabe N Ist, sıch be1l der Lösung realer Der 11@) auf dıe Geschichte kann ennoch dıe PerzeptionTODIemMe hıer der ANSCINCSSCHCH Reaktıon auf dıe unah- dieses on entschärfen, da Au WIrd, daß das ASYyl-der Flüchtlinge und Asylsuchenden auch d- recht nıe eın Wiıderstand dıe grundsätzlıch anerkanntet1ven Grundlagen des Staates orientieren. Auf einer efugn1s des Staates 7000 Rechtsetzung und Rechtdurchset-abstrakten ene ist dıe Vorrangıigkeıt der (Grundrechte C
enüber demokratıisch zustandegekommenen (esetzen ZUNS Wäl, vielmehr SINg 6S immer eiıne Korrektur der

Rechtsanwendung, dıe der Menschlıc  eıt und oft auch denSystem immanent und VO Bundesverfassungsgericht
immer wılıeder bestätigt. Die Erfahrung und das Bewußtseın, geltenden Gesetzen zuwıderlıief. Mehr kann und wiıll auch

das heute umstrıttene Kırchenasy nıcht Neu diıesem Ist,daß, Je konkreter dıe Anwendung dieser ege wiırd, sıch 1M- daß SC nıcht mehr Verbrecher oder Schuldner In Schutz neh-
MT komplizıiertere, letztlich nıcht auflösbare Wıdersprüche
zwıschen Grundrechten un:  Urc demokratıische Verfahren 1901>8| WIllL, sondern 1mM Gegenteıl eben solche Menschen,

denen In anderen Ländern Verbrechen verübt wurden oderergeben können, führen einem realıstıscheren Bıld VO werden könnten. Somıiıt verschıeben sıch auch dıe AkzenteDemokratıe als die StereOLYDPE, aber iıllusiıonäre Annahme des Schutzes: Korriglert werden soll nıcht ın erster Linıe dasder Identıität VO Grundrechten und Demokratle. Verhalten des Staates, der Menschenrechtsverletzungen be-
uch eın Rückblick auf das „Asyl eılıgen Orten“ ze1gt, seht, obwohl auch dies Urc Asylgewährung angestrebt
daß dieses als eiINes der altesten Freiheıitsrechte notwendi- Wwırd:; beeinflußt wırd das Verfahren ZUT Gewährung des
gerwelse iImmer umstriıtten Wa  — [J)as Christentum als Staats- Asylschutzes In einem aat, der sıch In besonderer Weiıise
relıg10N OT1 1mM irühen Miıttelalter mıt dieseme auf dem Schutz der Grundrechte einschheßlı des Asylrechts
tıke Vorbilder zurück. on bel Griechen, Römern und InsS- verpflichtet hat Insofern oeht auch hler nıcht 00 Wi1-
besondere 1m Judentum gab CS dıe „Freıistätte“, denen derstandsrecht. DiIe rage ıst mehr, wıievıie| Teılnahme
Verbrecher, klaven und Schuldner VOT der Verfolgung der der Realısıerung der Grundrechte In UWUWMNMNSCTEGN: Demokratıie
staatlıchen Obrigkeıt DZW der Schuldner geschützt wurden.
Nıe bedeutete das Asyl eınen gänzlıchen Schutz VOT rafi-
verfolgung, sondern D Wal immer darauf angelegt, einer er Kerber (Hrsg.)
mangelhaften Rechtspflege entgegenzuwirken und staatlıche Wie oleran ist der Islam?
oder auch prıvate aßnahmen abzumıldern SO wurden VOI

em diejen1ıgen, dıe eine fahrlässıge Tötung egangen hat- (Fragen einer Weltkultur:;
152 er Engl Broschur, 24,80/5öS 173,-/sFr 26,-en zunächst der Blutrache gen, DIS dıe (Gemeılnde über

eıne Auslıeferun entschıeden hatte mmer aber bernah- ISBN 3.025412-11-5
INen dıe Träger der Freistatt nıcht 1U dıe Verantwortung für

Der Islam wırd nde dieses Jahrtausends dıeeiıne ANSCMCSSCHC Bestrafung, sondern S1e mußten selbst Tür
dıe cChulden des VO ıhnen Geschützten aufkommen. numerisch stärkste Weltreligion SeE1INn Diıe iranısche

Revolution, das Todesurteil Rushdıe,
Während dıe Kırche 1mM ıttelalter zunächst versuchte, das dıe Golfkrise und das Erstarken adıkaler funda-
Asylrecht möglıchst weıtreichend wahrzunehmen., W al S1e mentalıistischer Strömungen en das Unbehagen
seı1ıt der frühen Neuzeıt mehr und mehr SCZWUNSCH, C vieler Europäer gegenüber dem Islam verstärkt.
dıe Ausweltung der exXcepti, also der älle. 1n denen CS

kein Asylrecht gab, das eC. selhst heschränken DIie Wıe Ööst der muslımısche Glaube dıe Spannung
zwıischen der Absoluthe1 des relig1ösen eıtsan-Päpste NnNutzten diese Beschränkungene auch 1MmM Sınne

des eigenen Asylrechts, indem diejen1ıgen, dıie selbst he1- spruchs und der humanen orderung ach Toleranz?
Erlaubt der Islam, Andersdenkenden eine VCI-igen Ort Verbrechen egıngen oder das Asylrecht brachen,

VO diesem nıcht geschützt wurden. Im Jahrhundert WUlI- gleichbare Toleranz entgegenzubringen W1IE Jene,
der sıch die abendländısche Welt selbst erst spätde das Asylrecht MT Marıa ITheresıa und Joseph I1 weıter

beschränkt, aber erst M® das Hofdekret VONN 1787 ormell durchgerungen hat?
aufgehoben, wonach eder Priester und Geilstliche den WIS- In diıesem Buch geben Islamwissenschaftler Eıinblick
sentlıchen Aufenthalt eInes Staatsverbrechers anzuzeıgen dıe Hintergründe der Toleranzbereitschaft einer
und deren Verheimlichung auf keınerle1 Art begünstigen Relıgion, dıe das Gesıcht der rde den kommen-
verpllichtet Sse1  D Dennoch findet sıch das Asylrecht auch den Jahrze  en prägen wırd
noch 1917 1m CIC, Ca  > 117/9:; der CX VON 1983 verzichtet
auf die ausdrücklıche Erwähnung, betont Jedoch: :DIie ırch- Kindt VerlagIC Autoriıtät übt dıe heılıge (Gewalt eılıgen Orten fre1i Albert-Roßhaupter-Straße /Ba, München
dus (can. Der NsSpruc der katholischen Kırche „auf Tel (0 89) 60 07/ Fax (0 89) 6() 94
ireie usübung der S”AdCTITAC potestatıs“ ist iInsofern geltendes
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zulässıg und dAeser förderlıich ist Kın Maßstab, WIE S Bıldung, 239, dann über ein1ge Grundlagen der
Demokratietheorie soll diesen Befund erhärten.den Kırchen mıt ıhrem dıesbezüglıchen Beıtrag ist, ist dıe All-

dere., dıe Geschichte des Asylrechts begleıtende Kıgenheıit:
d1e Gemeıinden, dıe einen Asylsuchenden aufnahmen, Walell

Das ıberale G(rundrechtsmodell ist Teıl der Aufklärung des
IV und 18 Jahrhunderts Ausgehend der Idee. daß derın vollem Umfang für iıhn verantwortlich. Mensch dıe Fähigkeıt und somıt auch das Recht habe, über
sıch selbst z bestimmen (Autonomie), sollte ıhm der Staat

Grundrechte und Demokratıe sınd aufeiınander eınen prinzıpiell unbegrenzten Freiraum ZUrTr Gestaltung S@1-
Lebens gewähren. Das Recht des Staates Kıngriffenangewlesen In dıe Sphäre des einzelnen al demgegenüber prinzıpiell

begrenzt und mußte WTG Notwendigkeıten des (jemeın-
Das „Kirchenasyl“ ist nıcht e1In einfacher Konflıkt zwıischen wohls Ooder des Indiıyidualschutzes legıtımıert SeIN. In seiner
eiInem Grundrecht und demokratıischer Legalıtät, sondern „reinen“ Form ist dieses Modell nıcht auf eıne bestimmte
eiıne Jurıstisch komplhizierte Gemengelage, ıIn der das rund- staatlıche Ordnung Ooder Regierungsform festgelegt, sofern
recht auftf Asyl VOIN Drıtten untier erufung auf die (JEWIS- D dıe Freiheitsrechte gesichert, einzelne und Gruppen also
sensfreıiheit gegenüber staatlıchen Instıtutionen eltend DC- VOT staatlıchen Eıngriffen geschützt SInd. Dennoch ist nach
macht ırd Dem stehen Z7WEe]1 Eınwände erstens, der Erfahrung totalıtärer Herrschaft heute allgemeın C1I-
daß Grundrechtsverletzungen UT VON den direkt Be- kannt, daß dıeses, auch bürgerlich-rechtsstaatlich
troffenen und nıcht VO Driıtten voO  CNH werden kann, Modell am ehesten unter den Bedingungen demokratıischer
und zweıtens bleıbt unsıcher. Inwıewelt dıe 1m Grundgesetz Wıllens- und Entscheidungsfindung realısıert werden kann.
verbürgte Freiheit des (Jew1lssens auch eın dAesem entspre-
chendes andeln schützt. Als Hılfskonstruktion 1eße sıch Das konstitutionelle Grundrechtsmodell bringt un Aus-

TuC dalß nıt der Ausdehnung des Anspruchs auf Selbstbe-das sozlalstaatlıche Grundrechtsmodell anführen, nach dem
mıt der Gewährung der (Grundrechte In der modernen De- stimmung auf das polıtısche en eın Freiheiten gewähren-

der Staat alleın nıcht mehr enuügte. Viıelmehr mußte diesermokratıe auch dıe Verpflichtung des Staates gegeben Ist, dıe
VO einem Grundrecht potentiell Begünstigten auch dazu ıIn selbst eiıne (Gestalt annehmen. dA1e den Menschen A1e MöÖg-

l11cC  el gab, auf polıitische Entscheidungen 1ın neh-dıe Lage Z setzen, CS wahrzunehmen. Dies 1äßt sıch nach-
INCN, letztlich dıe Ordnung des Staates selbst bestimmen.drücklıch ıllustriıeren, ındem dıe Herstellung VON (Chancen- Freiheıit und Gleichhe1i werden selbst staatsgestalten-gleichheıt FÜ den vornehmsten ufgaben eiInes Staates den Prinzıplen; Instıtutionen und politische Prozesse sınd Agehört, wıll C das Grundrecht auf Bıldung nıcht ÜT ÖkoO-

nomische/gesellschaftlıche orgaben beschränken lassen. ihnen Z INECSSCH Der Maßstab für dıe „Qualität‘“ des Staates
ist dıe Sicherheıit, nıt der d1e Realısıerung der (Grundrech-Für das Kırchenasyl hıeße dıes, daß Gemeıinden, dıe Asylsu-

chende aufnehmen, eiıne oder nochmalıge FKın- gewährleıstet. Grundrechte sınd In diıesem Modell dem-
nach keıine Abwehrrechte, sondern Prinzıplen einer (objek-zelfallprüfung z erreichen, dıe Aufgabe des Staates subst1- tıven) polıtischen Ordnungweren und S () für eine ANSCINCSSCHNC Wahrnehmung des

Grundrechts orge tragen. Das Problem äßt sıch zuspıtzen Miıt dıiıesem konstitutionellen Modell korrespondıert dıe
auf dıe rage, ob e gegenwärtig praktızıerte, teiılweıse Vorstellung, daß dıe Grundrechte insgesamt eine Wertord-
schematisıerte, Überprüfung VON Asylgründen den rund- NUNg bılden, dıe dıe normatıve Grundlage des demokratı-
Atzen demokratischer Rechtsstaatliıchkeit genügt Ooder ob schen Staates ist (vgl Ernst-Wolfgang Böckenförde, Staat.
erst das Verhalten der Kırchengemeinden eiInNne der Rechts- Verfassung, Demokratie, Studıen ZUT Verfassungstheorie
staatlıchkeıit entsprechende Eınzelfallprüfung provozıert. und ZU Verfassungsrecht, Frankfurt 1991, hıer bes rund-

rechte als Grundsatznormen, 159—-199). Dıiesem ModellDıiıesen mehr rechtssystematıschen Fragen soll hıer nıcht
weıter nachgegangen werden. Im folgenden geht CS VOI- J1eg dıe Annahme zugrunde, daß eın polıtısches (jemeınwe-

6 auf gemeiınsamen Wertvorstellungen gegründet ist undneNMlıcC demokratietheoretischen esichtspunkten
U den Wiıderspruch zwıschen Grundrechten und Demokra- 11UT bel deren Respektierung auf Dauer exıistieren könne.

t1e, dessen Struktur VOT der olıe iıhrer tatsächlıch Ja weıtge- Schließlich hebt das funktionale als viertes (Grundrechtsmo-
henden Übereinstimmungen deutlicher ırd In der polıt1- dell hervor, daß Grundrechte ın modernen sozlalstaatlıchen

Demokratıen unerläßliche Funktionen erfüllen. Die (Jaran-schen J1 heorıie (wıe in der polıtıschen ıldung ırd heraus-
gestellt, daß N sıch hıer Z7WE] Phänomene handle, d1e sıch t1e einer freiıen politischen Artıkulatıon, einer nıcht kontrol-
nıcht [1UT gegenseıltıg ergänzten, sondern dıe hıs A Abhän- herten pluralıstischen Medienlandschaf Ooder der Vereinli-
1gkeıt wechselseıtıg aufeınander angewlesen SEe1eN: DIe AIl gungsfreiheıit ZUT organısiıerten Durchsetzung polıtıscher und
Begınn des Grundgesetzes festgeschriebenen (Grundrechte ökonomischer Interessen sınd heute notwendıge Bestandte!1-
konstituleren UNSCTE Demokratıe und UNSCT demokratı- le eiıner lebendigen Demokratıie. Im Unterschied ıbera-
sches System gewährleıstet seinerseılts dıie Grundrechte. FEın len und konstitutionellen Modell. innerhalb deren dıe
kursorischer Überblick zunächst über wichtige Grundrechts- Grundrechte zunächst ewährt und dann gewährleıstet WUT-
theorien (vgl Hans-Otto Mühleisen, Grundrechte, Inf. pol den, Aufgabe, olge und schlıeßlich Bestandteil staatlı-
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chen andelns CH, werden S1e 1m funktionalen Modell INan die Parlamente als rechtsetzende Instanzen durchaus
einer notwendıigen Voraussetzung, ohne dıe der moderne zwliespältıg einschätzen können: einerseılts Schalien S1e dıe
pluralıstısche Staat nıcht mehr funktionıeren kann. Lec  iıchen Grundlagen für dıe Realısıerung der CGrundrech-
In der Synopse dieser Modelle, dıe MN das oben erwähnte te: andererseıts aber sınd S1e auch Eınrıchtungen, dıe Trund-
soz1alstaatlıche (Grundrec  smodell oder dıe een über dıe rechte gesetzlıch beschränken
unıverselle Gültigkeıit der Grundrechte erganzt werden Diese S5Synopse der Modelle und Theorıien belegt nachdrück-
könnten, ze1ıgt sıch eiıne CNSC und In der geschıichtlichen Ent- ıch dıe Verzahnung VO:  - Grundrechten Un Demokratie.
wicklung zunehmende Integration VO Grundrechten und Wenn ıihnen aber ın der Demokratie ıne SOIC fundamenta-
Demokratıe. DIe ennoch fortdauernden Wıdersprüche Ias- le Bedeutung ZUSCMESSCH wiırd, erhält auch hre Förderung
SCI] sıch ZW al In vielen Entscheidungen des Verfassungsge- be1l olchen Personen, denen dıe Wahrnehmung der rund-
richts nachweısen, S1e finden sıch jedoch kaum 1m Ööffentlı- rechte schwerer a eınen Stellenwer Demokratie
chen Bewußtseıin als Z/ugang ZUT1 Deutung VO Konflıkten bleıibt als Ordnungsform 1L1UT lebendig, WENN dıe S1Ee Lragen-
WIe dem das „Kırchenasyl”. Ahnliches äßt sıch fest- den Statusrechte VO en Bürgern real 1mM polıtıschen und
stellen, WE I1a  - dieses Verhältnıis VO seıten demokratıe- gesellschaftlıchen Alltag wahrgenommen werden. Unter-
theoretischer onzepte hıerzu (yunnar Schuppert, stutzt wırd dıes MLG das hıstorische Argument, daß 6S SCIA-
Grundrechte und Demokratıe, 1n urop Grundrechtezeiıt- de dıe Bürgerrechte CIH, dıe dazu beigetragen aben, den
schrıft, 1985, 1 E} 525-532) her In den IC nımmt. absolutistischen Staat turzen und den Weg OIKSSOU-

veränıtät und Demokratıe freizumachen.
Der Zusammenhang VO Girundrechten und Demokratıie,Der Streıt geht nıcht das Grundrecht auf Asyl W1e ß In den skı771erten Theorıen ANSCHNOMME wiırd, Wal

jedoch nıcht immer selbstverständlıc Der Stein des A
Versteht INa  = Demokratıe als Herrschaftsform, el dies, stoßes besteht darın, daß dıe Grundrechte YdIe Sphäre des
daß Demokratıe nıcht Abschaffung VO Herrschaft, sondern persönliıchen und gesellschaftlıchen Lebens systematısch
Legıtimation der Staatsgewalt NC das olk ist SO sınd dem staatlıchen Zugriff (entziehen), während dıe mıt der
Grundrechte auch ıIn dieser Oorm der Herrschaft VO Men- Demokratıie gegebene Souveränıiıtät des Volkes darın be-
schen über Menschen zunächst Abwehrrechte, da selbst VO steht, für hre Gestaltungsmaterıen auf keıne Schranken
Volk legıtımıerte (Jewalt mıßbraucht werden kann. Der stoßen‘‘. on In der Französischen Revolution gab c Be-
Bürger bleibt auch angesichts einer rechtmäßıg eingesetzten strebungen, dıe Deklaratıon der Menschen- und Bürgerrech-
Keglerung oder Verwaltung potentiell schutzbedürftig. e eiıne Bestimmung über den allgemeınen und e-
Bezeichnet I1a  z dıe Demokratıe als eine Staatsform, In der raänen ıllen des Volkes DIe Dıiskussion reicht
Herrschaft ASNINCN SAaCAI1C und (durch Föderalismus) Aaum- INn der Gegenwart DbIS der Ansıcht., daß „Grundrechtsfre1-
lıch begrenzt Ist, sınd dıe Grundrechte zunächst Grenz- heıt und Volksherrschaft polare Legıitimationsprinzıplen“
marken, WEeNN Freıiheıiten In (Gefahr geraten Ihre Funktion selen. Das „Kırchenasyl“ macht dıe pannung zwıschen
geht aber arüber hınaus, indem ÜK S1e schon vorab, Grundrechten und Demokratıe WIE unter einem Brennglas
MC dıe Verfassung Verfahren festgelegt werden, dıe dıe sıchtbar: Während ängıge Theorien besagen, daß In der De-
Staatsgewalt beschränken Dazu ogehören (Gewaltente1l1- mokratıe Grundrechte und staatlıches Handeln versöhnt SEe1-
lung, Verfassungsbindung oder Rechtsweggarantıe. Trund- C  n ze1igt sıch diesem eıspiel, daß auch In der Demokra-
rechte sSınd ıIn diesem Sinne nıcht anderes als LDemo- t1e dıe Grundrechte krıtiıscher und somıt konflıktträchtiger
kratle, stehen also auch nıcht In einem „ Verhältnıs“ iıhr, Malzistab staatlıchen andelns bleiben
sondern sSınd vielmehr deren integraler Bestandte1 (Gjerade Das (demokratietheoretische) Muster dieses on C1-

diese CNSC Verbindung bietet NIa für Spannungen ZW1- o1bt sıch zunächst AdUS$S den unterschiedlichen Legitimations-
schen Grundrechtsverwirklichung und demokratischer Ent- prinziıpien: Während dıe Kırchen für sıch In Nspruc neh-
sche1dungsfindung. INCHN, iıhr Verständnıiıs VO der ur des Menschen und das
Demokratie bedeutet desweılteren en „Verfahren der Leg1- hıerdurch geforderte Verhalten AUSs einem transzendent VOI-

timation, der Kontrolle und der Kriıtik polıtıscher Herr- gegebenen Naturrecht herzuleıten, kann sıch der demokratı-
schaft‘‘ fu iıhr ehören wesentlıch diese Kommuniıkatıions- sche Staat allenfalls auft eiıne der menschlichen Natur MOg-
vorgänge, dıie INa  — auch als polıtısche Wiıllensbildung be- lıchst entsprechende Ordnung SOWIE dıe hıeraus abgeleıteten
zeichnet und der dıe gesellschaftlıchen Grupplerungen Verfahren erufen (Zur Dıskussion „Gott 1mM Grundge-
aufgefordert S1INd. Damıt aber kommt den Grundrechten, dıe setz  . vgl Hans-Otto Mühleisen, (Gjott 1mM Grundgesetz?, WI1Ie-
diese Kommunıkatıon schützen und fördern, eiıne für dıe der abgedr. In olfzang (Jreive Heg.) „Gott 1m Grundge-
Demokratie konstitutive Aufgabe SCHZE, LOCCcumer Protokolle, 4/1993, 23 /war
Demokratie ist In einem nächsten chrıtt als entweder ple- wırd I11all be1l der abstrakten Formuherung der Grundrechte
bıszıtäres oder repräsentatıves Verfahren ZU1 Gewinnung Freıiheit und Gleichheıit leicht übereinstiımmen: Je konkreter
VO  S e anzusehen Für dıe Bundesrepublı wurde eın aber deren Übersetzung wiırd, UTNNSO mehr ze1gt sıch deren
weıtgehend parlamentarıscher Weg ewählt. Im 1n  1C dynamısche Seıte, dıe pannung zwıschen unveräußerlichen
auf das Verhältnıs VO Grundrechten und Demokratie wıird und zeıtbedingten Elementen, dıe Bruchlinien zwıschen VCI-
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schıiedenen Grundrechten, dıe Notwendigkeıt iıhrer zeıt- DiıIe Kırchen machen emnach N ihrer IC gleich mıt ZWEeI1
emäßen Ausgestaltung Oder eben hre mıt demokratıischen (Gründen iıhr ec eltend, sSıch Urc das „Kırchen-
Verfahren letztlich nıcht erreichbare Verbindlichker asyl“ In dıe staatlıche Handhabung des 1993 geänderten

Art 16a Grundgesetz einzumischen. Auf eiıner abstrakten
ene vertreten S1e eın vorstaatliıches EC das Urc dıieDas Grundgesetz muß als lebendige Verfassung 1m Grundgesetz garantıerte GewIlssensftfreiheit dem Nd1IV1dU-erfahren werden eben nıcht 11UT edanken-, sondern auch Handlungsfre1-
heıten zuspricht. Insofern ist der Kern der aktuellen Auseıin-

(jerade das Asylrecht ist eın eleg, W1e sıch mıt der esSCNICH- andersetzung nıcht das Asylrecht, sondern dıe auDbDens-
der Bundesrepublık auch Ausgestaltung und Realısıerung und GewIlssensfreıiheit. er rührt auch dıe chärfe des

der Grundrechte veränderten. War dıe sehr weıtreichende Streıts, den CS In dieser FOorm, als CN „NUur  cc dıe Anderung
Formulierung des DsS. 2 Grundgesetz „Polıtisch des Asylrechts 91Ng, nıcht gab Auf eiıner viel konkreteren
Verfolgte genießen Asylrecht“ 1m Jahr 1949 auch 00 uC ene können dıe Kırchen 1INS Feld führen, daß 6S be1l ihrer
Wıedergutmachung und Nachweis der Staatsqualität praktıschen Krıitik nıcht eine grundsätzlıche Iins
und Waäal dıe Tast prüfungslose Asylgewährun 5  stblock- iragestellung demokratıisch legıtimierten andelns gehe,
[lüchtlinge“ eın Ausfluß des Kalten Kriegs, WAaT dıe nde- sondern daß S1e ledigliıch der Dıskussion dıe zelt-
IuUuNg des Asylrechts und dessen Handhabung IN den etzten gemäße Ausgestaltung dieses Grundrechts teilhätten en
Jahren wıederum zeıtbedingte Reaktıon auft die quantıtative CC das auch Gruppen zustehe, dıe keın transzendentes
Veränderung der Asylproblematık. er Streıt zwıschen Kır- Naturrecht als Orıijentierungswissen anführen könnten.
che und Staat geht emnach nıcht grundsätzlıch das DiIe Kırchen verdeutlichen diese Posıtıion, indem S1e „KIr-Grundrecht aut Asyl, sondern darum, ob WINO dıe MN-
wärtige staatlıche Asylpraxıs bereıts der Wesensgehalt dieses chenasyl” nıcht als Gegensatz, sondern als Korrektiv (Hın-

WEeIS auf Berücksichtigung zusätzlicher (Gründe 1mM Eınzel-Grundrechts „angetastet” (Art 19, Abs 27 GG) wıird oder ob staatlıchen andelns verstehen: Während staatlıche6S sıch €e]1 noch 1mM Sinne des Gemeılnwohls ınnehm-
bare. demokratisch legıtımıerte Restriktionen andelt eNoOorden abwägen über Gewährung und Beschränkung

VO Asyl entscheıden (müssen), vertreten dıe Kırchen e1IN-
seıtiger den Schutz des Menschen als tradıtionelles Abwehr-

Peter hlen (Hrsg.) recht staatlıches Handeln Siıe nehmen el für sıch
Der Mensch un seiıne wenıger eilıne Eıinsicht In höhere moralısche Qualıität 1n

nspruch, sondern oft 11UT eıne bessere Kenntnıs derrage ach dem Absoluten Menschenrechtssituation In den Ländern, dUus denen ASYyl-(Fragen einer Weltkultur; 11) suchende kommen.
223 D Engl Broschur, 6,-/Ö 252,-/sFr 38,-

ISBN 3.025412-16-6 DiIe Urgane der staatlıchen (GGewalt waren 1mM Sınne elıner le-
endigen polıtıschen Kultur gul beraten, WENN S1e dıe

Das russische phılosophische Denken steht derzeıt Versuche einzelner (Kırchengemeinden), VOI em das Ver-
Zeichen der geistıgen ewältigung einer Von totalıtä- waltungshandeln 1m Sinne der Achtung des Wesensgehalts
HCN eologıe und bestimmten Vergangenheıit. des Grundrechts auf Asyl beeıinflussen, nıcht dıe geballteEıne weıtere, damıt zusammenhängende Heraus{or- Ladung etatıstıschen Gedankenguts INn tellung brächten.
derung hegt der mıt dem erfall der marxıstisch- Der VO  = vielen als Miıttel sowohl Neonatıonalısmus als
leninistischen eologıe sıch ausbreitenden ethischen auch Abwendung VO Staat geforderte „ Verfassungs-und weltanschaulichen Orıientierungslosigkeit. patrıotismus“ hat 1ne bessere Chance, CIMn das Grundge-
Im Zentrum des diıeser Veröffentlichung zugrundelıe- Seiz als eiıne lebendige Verfassung erfahren wırd:; INa

genden deutsch-russischen ‚ympos10ns stand dıe wWwIrd sıch mıiıt ihr 1U und dann identifizıeren, CI ZUL
rage ach dem Absoluten, dıe der Debatte die e  aDe ihrer Realısıerung und Ausgestaltung ermuntert
egründung eiıner phılosophıschen Anthropologıe wırd, nıcht dagegen, WEeNN dıie el notwendigerweılse
und Et  z gegenwärtig DEUu gestellt wıird Dıe Cun entstehenden on nach staatlıchem Legalıtätsprinzıp
Beıträge befassen sıch mıt verschıiedenen Aspekten unterdrücken esucht werden. er kann sıch dıe
dieser rage mıt der rTassung des Absoluten Staatsgewalt darauf berufen, daß dıe VO iıhr derzeıt praktı-
Relıgion und Philosophıiıe, dem usammenhang mıt zierte Handhabung des Asylrechts dıe einNZIge mıt ec und
Grundfragen der Ethık, der Bedeutung des Absoluten (Gjesetz übereinstimmende sel, noch können dıe Kırchen aUuUs
für Menschenwürde und Menschenrechte und mıt der ihrem 1MmM Grundgesetz verbürgten Sendungsauftrag eıne be-
rage, WIE Absolutes ausgesagt werden kann stimmte Oorm der Asylpraxıs als eINZIE möglıche Verbın  iıch

Kindt Verlag ableıten. Das Verhältnis VO Grundrechten und taatsge-
Albert-Roßhaupter-Straße /MBa, München walt behält auch In der Demokratıie se1ıne spannungsreıche

Tel (0 89) 6() 62 ()/ Fax (0 89) 6() 64 und somıt eilne für dıe Lebendigkeıt belılder wichtige Seıite
Hans-Otto Mühleisen
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